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17. Sitzung des Ausschusses für Gesundheit, Pflege und Demografie am 1. Feb
ruar 2018 
hier: TOP 10 

Gutachten des Bundeswirtschaftsministeriums zur Lage der Apotheken 
Antrag der Fraktion der SPD 17/2547 · 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender Dr. Enders, 

in der 17. Sitzung des Ausschusses für Gesundheit, Pflege und Demografie am 1. Feb

ruar 2018 wurde der oben genannte Tagesordnungspunkt mit der Maßgabe der schritt.., 

liehen Berichterstattung für erledigt erklärt. 

Ich berichte daher wie folgt: 

Das Bundeswirtschaftsministerium hat am 21 . Dezember 2017 als zuständiges Ressort 

für die Arzneimittelpreisverordnung (AMPreisV) überraschend ein langerwartetes Gut

achten zur Honorierung der deutschen Apotheken auf seiner Homepage veröffentlicht. 

Dieses Gutachten beruht auf Daten und Zahlen der im Februar 2016 mit der Erstellung 

dieses Honorargutachtens beauftragten Marketingagentur 2HM Business Services 

GmbH in Mainz. 
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In der Folge benötigte diese Wirtschaftsagentur mit Blick auf die sehr spezifischen Fra

gestellungen im Zusammenhang mit der Arzneimittelpreisverordnung lange Zeit, um 

Daten und Fakten zusammenzutragen , sodass der ursprünglich angedachte Termin der 

Veröffentlichung des Gutachtens im Herbst 2017 vor der Bundestagswahl nicht einge

halten werden konnte. 

Nachdem es lange Zeit keine Bewegung in dieser Frage gab, titelte überraschend Ende 

November 2017 die Boulevardpresse mit einer Schlagzeile, wonach Apotheken nach 

Lesart des Gutachtens pro Jahr etwa 1, 1 Milliarden Euro zu viel kassieren . Diese 
. } 

Schlagzeile erregte verständl icherweise den Unmut der Apothekerverbände und a11de

rer Partner beziehungsweise Ressorts , die in die Gutachtenerstellung nicht adäquat 

eingebunden worden sind. Da es keine offiziellen Stellungnahmen von Seiten des Bun

deswirtschaftsministeriums zu diesem Honorargutachten gab, ging man in Fachkreisen 

davon aus, dass die finale Fassung des Gutachtens nach erfolgreicher Regierungsbil

dung gewissermaßen als Handlungsempfehlung veröffentlicht werden würde. 

Deshalb kam die Einstellung der Endfassung des Gutachtens mit Empfehlungen für 

eine zukünftige Bundesregierung auf der Internetseite des Bundeswirtschaftsministeri

ums kurz vor Weihnachten unerwartet. Und auch die im Gutachten enthaltenen (ge

sundheits-)politischen Aussagen sind teilweise überraschend und werden sehr kontro

vers diskutiert . 

. Das Honorargutachten enthält folgende Kernforderungen: 

• Absenkung des Festzuschlags bei verschreibungspflichtigen Arzneimitteln von der

zeit 8,35 Euro auf zukünftig 5,84 Euro pro Packung. 

• Anhebung des Fixums für die Logistikkomponente von aktuell 3 auf 5 Prozent. 

• Anhebung des Zuschlags für Betäubungsmittelmanagement von derzeit 2,91 Euro 

auf zukünftig 14 Euro. 
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• Absenkung des Stoffzuschlags bei Rezepturarzneimitteln von 90 auf 5 Prozent. 

• Anhebung des Notdienstzuschlags von 0, 16 Euro auf 0,33 Euro 

• Schaffung eines Strukturfonds durch Umverteilung von 100 Millionen Euro für be

dürftige Apotheken in der Fläche. 

-
Gleichzeitig postulieren die Autoren des Honorargutachtens, dass durch eine Umstel-

lung der Arzneimittelpreisverordnung , insbesondere durch eine Herabsetzung des Fest

zuschlages bei verschreibungspflichtigen Arzneimitteln, jährlich 1,24 Milliarden Euro an 

zu hoher Honorierung für Apotheken zu Gunsten der Gesetzlichen Krankenversiche

rung eingespart werden könnten. Dadurch hätte jede Apotheke jährlich eine Honorar

absenkung von durchschnittlich 40.000 Euro zu erleiden . 

Zusätzlich gelangen die Gutachter zu der Erken_ntnis, dass bereits im Jahr 2015 47 

Prozent der circa 20.000 bundesdeutschen Apotheken in wirtschaftlich schwieriger Si

tuation seien. Losgelöst von den Diskussionen um ein Versandh~mdelsverbot im Jahr 

2016 drohe laut Gutachten mittelfristig 7.600 der inhabergeführten deutschen Apothe

ken die Schließung. Weiter fordern die Autoren . des Honorargutachten die Einrichtung 

eines Strukturfonds in der Größenordnung von 100 Millionen Euro. 

Diese gesundheitspolitischen und strukturellen Aussagen lassen sich nach Auffassung 

der Landesregierung aus den Zahlen des erwähnten Honorargutachtens des Bundes

wirtschaftsministeriums nicht ableiten . 

Es fehlt auch eine differenzierte länderspezifische Darstellung der Apothekensituation 

auf regionaler Ebene. In Rheinland-Pfalz ist trotz eines geringfügigen Rückgangs der 

Apothekenzahl mit den vorhandenen etwa 1.000 Apotheken weiterhin eine flächende

ckende und gute Arzneimittelversorgung im Land sichergestellt. Entscheidend für die 

Gewinnung beziehungsweise den Erhalt von Apothekenstandorten ist weniger die An

passung einer einzelnen Regelung in der Arzneimittelpreisverordnung , als vielmehr die 

Schaffung geeigneter Rahmenbedingungen und einer zukunftsfähigen Infrastruktur. 
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Dazu gehört beispielsweise die Ansiedlung junger Ärztinnen und Ärzte, wie sie die Lan

desregierung mit dem Masterplan zur Stärkung der ambulanten ärztlichen Versorgung 

schon seit Jahren betreibt, da die ärztliche Verordnung verschreibungspflichtiger Arz

neimittel unverändert das wirtschaftliche Rückgrat für Apotheken bildet. 

Insoweit kann das aktuelle Honorargutachten des Bundeswirtschaftsministeriums Hin

weise und Anregungen geben, muss aber noch um gesundheitspolitische und struktur

spezifische Daten der Länder erweitert werden, um belastbare Aussagen treffen zu kön-

nen. 
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